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EINKOMMEN

Verteilung: Das alte Muster ist zurück
Der Anteil der Gewinn- und Kapitaleinkommen am

Volkseinkommen ist im ersten Halbjahr 2010 wieder

deutlich gestiegen, die Lohnquote ging zurück.

Damit setzt sich der langjährige einseitige Verteilungstrend
in Deutschland fort. Lediglich das Krisenjahr 2009 hatte ihn
kurzzeitig unterbrochen, weil bei insgesamt sinkendem Volks-
einkommen die Kapitaleinkommen zunächst noch stärker in
Mitleidenschaft gezogen wurden als die Lohneinkommen.
„Jetzt sehen wir das alte Muster: Die Gewinn- und Kapital-
einkommen, die überwiegend einer relativ kleinen Bevölke-
rungsgruppe zufließen, wachsen deutlich schneller als die
Lohneinkommen“, sagt Claus Schäfer, Leiter des WSI und Au-
tor des neuen WSI-Verteilungsberichts.* 

Dass das Kaufkraftpotenzial der Arbeitseinkommen erneut
geschrumpft ist, lässt sich unter anderem an der Lohnquote
ablesen. Netto – nach Abzug von Steuern und Abgaben – sank
sie von 40,9 Prozent im Jahr 2008 und 41,1 Prozent 2009
auf 39,4 Prozent im ersten Halbjahr 2010. Vor 1990 erreichte
die Nettolohnquote jahrzehntelang noch ein Niveau von über
50 Prozent. Die Nettogewinnquote stieg hingegen zwischen
2009 und Anfang 2010 von 32,6 auf 34 Prozent. Damit nä-
hert sie sich wieder dem vom letzten Aufschwung geprägten
Rekordjahr 2008. Zwar dürfte sich der Anteil der Lohnein-
kommen im zweiten Halbjahr etwas erhöhen, wenn viele Be-
schäftigte Urlaubs- und Weihnachtsgeld erhalten. Am Trend
ändere das aber nichts, betont der Wissenschaftler. Den illus-
trieren auch weitere Zahlen des Statistischen Bundesamts. Da-
nach legten die Gewinn- und Kapitaleinkommen gegenüber
der ersten Jahreshälfte 2009 um fast 20 Prozent zu, die Lohn-
einkommen dagegen nur um knapp zwei Prozent.

Sparpaket und Gesundheitsreform der Bundesregierung
drohten die Verteilungsprobleme weiter zu verschärfen und
damit die Binnennachfrage zu beschneiden, warnt der Ex-
perte. So belaste die Ausweitung von Krankenkassen-Zu-
satzbeiträgen der Beschäftigten kleine Einkommen überpro-
portional. Problematisch sei auch, dass die Bundesregierung
immer noch allgemeine Mindestlöhne ablehne. Dabei könne
eine solche Lohnuntergrenze nicht nur Niedriglohnbeschäf-
tigten helfen, sondern auch die Sozialkassen entlasten, so
Schäfer. Er verweist auf Daten der Bundesregierung, nach de-
nen die öffentliche Hand seit 2005 rund 50 Milliarden Euro
ausgeben musste, um vor allem die Einkommen von Nied-
riglohnempfängern und ihrer Familien auf Hartz-IV-Niveau
aufzustocken.   �

Verteilung bleibt in Schieflage

Entwicklung von Nettolohnquote ... 
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... und Nettogewinnquote*

* Betriebsüberschuss bzw. Selbstständigeneinkommen plus saldierte 

Vermögenseinkommen, abzüglich direkte Steuern sowie Sozialbeiträge auf 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen bei den privaten Haushalten; 

Nettolohn-, Nettogewinnquote und Quote der monetären Sozialleistungen (nicht 

dargestellt) addieren sich zu 100 %.

Angaben bis 1990 nach deutschem, ab 1991 nach europäischem System 

der Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen Schäfer 2010 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010 

* Quelle: Claus Schäfer: Zukunftsgefährdung statt Krisenlehren. 

WSI-Verteilungsbericht 2010, in: WSI-Mitteilungen 12/2010
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Ausgangspunkt der weltweiten Wirtschaftskrise war die Fi-
nanzbranche. Dennoch waren es in Deutschland nicht in ers-
ter Linie Banker, die ihren Job verloren, sondern Industriear-
beiter. Als die Finanzkrise auf die Realwirtschaft übersprang,
bekamen Wirtschaftszweige, die für den Export arbeiten,
den globalen Nachfrageausfall deutlich zu spüren: Maschi-
nen- und Fahrzeugbau, chemische und pharmazeutische In-
dustrie. Eine Studie von Martin Rosemann und Andrea
Kirchmann vom Institut für Angewandte Wirtschaftsfor-
schung in Tübingen gibt nun einen Überblick über die Aus-
wirkungen der Krise am Arbeitsmarkt.* Die Wissenschaftler
haben untersucht, wie sich Beschäftigung und Arbeitslosig-
keit verschiedener Arbeitnehmergruppen vom ersten Quartal
2008 bis zum ersten Quartal 2010 verändert haben.

Während die Zahl der Jobs im exportorientierten Verar-
beitenden Gewerbe sank, erholte sich die Beschäftigung bei
Banken und Versicherungen nach einem anfänglichen Rück-
gang relativ schnell. Und in weiten Teilen des Dienstleis-
tungsbereichs war – wie schon in der Rezession der Jahrtau-
sendwende – vom Konjunktureinbruch wenig zu spüren: Die
Zahl der Arbeitsplätze nahm auch während der Krise zu.
Restaurants, Hotels, Schulen, Kinderkrippen, Sozial und Ge-
sundheitseinrichtungen stellten trotz Wirtschaftsflaute ein.

Den unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen entspre-
chend gehören nicht alle Regionen zu den Krisenverlieren. In
Ostdeutschland nahm die Arbeitslosigkeit ab. Am stärksten
stieg die registrierte Arbeitslosigkeit in Bayern und Baden-
Württemberg. Weil sich die verschiedenen Arbeitnehmer-
gruppen – Männer und Frauen, Hoch- und Geringqualifi-
zierte – nicht gleichmäßig auf die Branchen und Betriebe
verteilen, sind diese Gruppen auch in einem unterschiedli-

chem Maß von der Krise betroffen.
Hauptverlierer waren die Männer. So-
gar innerhalb der Branchen, die beson-
ders mit Auftragsrückgängen zu kämp-
fen hatten, verloren sie öfter den Job als
Frauen. Das könnte mit den spezifi-
schen Tätigkeiten zu tun haben, mut-
maßen Rosemann und Kirchmann:
Männer arbeiten häufiger in der Pro-
duktion, die Frauen eher in der Verwal-
tung. Besonders stark zurückgegangen
ist die Beschäftigung von Personen oh-
ne eine Berufsausbildung, während die
Zahl der Beschäftigten mit Hochschul-
zeugnis trotz Krise gestiegen ist. Unter-
25-Jährige hatten es zumindest im ers-
ten Krisenjahr deutlich schwerer, einen
Job zu finden. 

Der Konjunktureinbruch hat sich
auch auf die verschiedenen Beschäfti-
gungsformen unterschiedlich gewirkt:

Während die Zahl der Vollzeitstellen sank, nahm die Teil-
zeitbeschäftigung zu. Im ersten Krisenjahr arbeiteten noch
mehr Menschen als zuvor ausschließlich in einem Minijob,
im zweiten Jahr ging die geringfügige Beschäftigung wieder
zurück. Der stärkste Rückgang war, wenig überraschend, im
ersten Krisenjahr bei der Leiharbeit zu verzeichnen.   �

ARBEITSMARKT

Wirtschaftskrise: Industriearbeiter 
im Westen waren die Verlierer
Der Einbruch der Auslandsnachfrage in der jüngsten Rezession hat nur Teile des deutschen 

Arbeitsmarktes getroffen. Im Dienstleistungsbereich ging der Beschäftigungszuwachs weiter. 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Berechnungen Rosemann, Kirchmann 2010 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010
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Arbeitslosigkeit im Krisenvergleich

So veränderte sich im Verlauf der jüngsten Wirtschaftskrisen die Arbeitslosigkeit*
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Männer als Verlierer in der Krise

Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung hat ... 
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* Quelle: Martin Rosemann und Andrea Kirchmann: Wer sind die

Betroffenen der Krise? Parallelen und Unterschiede zur vorangegangenen

Krise, in: WSI-Mitteilungen 11/2010
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Externe versus interne Flexibilität – anhand dieser Begriffe
beschreiben Arbeitsmarktforscher die Anpassungsstrategien,
mit denen US-amerikanische und deutsche Unternehmen auf
die weltweite Wirtschaftskrise reagiert haben. US-Firmen
setzten auf externe Flexibilität: Sie entließen im Konjunktur-
abschwung Beschäftigte. Deutsche Betriebe zogen interne
Flexibilität vor, Jobs wurden erhalten und Auftragseinbrüche
durch andere Maßnahmen abgefangen, etwa durch flexible
Gestaltung der Arbeitszeiten. Philipp Schaz von der Univer-
sität Konstanz und Eugen Spitznagel vom Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) haben die gegensätz-
lichen Strategien anhand makroökonomischer Daten
herausgearbeitet.* „Das deutsche Konzept der Krisenbewäl-
tigung ging bis jetzt auf“, lautet ihr Zwischenfazit. Trotz einer
drastischen Verschlechterung der Auftragslage kam es zu kei-
nen Massenentlassungen der gut ausgebildeten und eingear-
beiteten Arbeitskräfte. Das Prinzip Hire and Fire hingegen
führte in den USA zur Rekordarbeitslosigkeit.

Deutschland hat die flexibleren Arbeitszeiten. Die meisten
makroökonomischen Arbeitsmarktgrößen sind in den USA
volatiler als in Deutschland.  Die Zahl der Erwerbstätigen und
das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen in Stunden schwan-
ken beispielsweise in den Vereinigten Staaten stärker im Ver-
hältnis zu Veränderungen des Bruttoinlandsprodukts als in
der Bundesrepublik. Eine Ausnahme stellt die Arbeitszeit

dar, hier weist
Deutschland  die
größere Schwan-
kungsbreite auf.
Den IAB-For-
schern zufolge sind
die Arbeitszeiten in
Deutschland fle-
xibler, und das im
Zuge der Krise sin-
kende Arbeitsvo-
lumen lässt sich „in
Deutschland fast
vollständig durch
Verkürzung der
Arbeitszeit“ erklä-
ren, schreiben
Schaz und Spitz-
nagel. Weil die Arbeitszeiten hier schneller an eine neue kon-
junkturelle Situation angepasst werden, kommt es zu weni-
ger Entlassungen. Wie stark Arbeitnehmer in Deutschland ihr
zeitliches Engagement im Betrieb zurückgefahren haben, zei-
gen die Arbeitszeitanalysen des IAB: 2009 verringerte sich die
Jahresarbeitszeit in Deutschland im Schnitt um 41,3 Stunden
oder 3,1 Prozent. Dazu trug die Kurzarbeit von jahresdurch-
schnittlich 1,14 Millionen Beschäftigten erheblich bei. Im
Schnitt ließen die Kurzarbeiter ein Drittel ihrer normalen Ar-
beitszeit ausfallen. Einen ähnlich großen Anteil am Rückgang
des  Arbeitsvolumens haben abgeschmolzene Guthaben auf
Arbeitszeitkonten und Überstundenabbau. Hinzu kommen
weitere krisenbedingte Arbeitszeitverkürzungen und die Zu-
nahme von Teilzeitbeschäftigung. 

Firmen nehmen vorübergehende Produktivitätseinbußen

in Kauf, um Fachkräfte zu halten. Dies lässt sich nach Schaz
und Spitznagel an der Entwicklung der gesamtwirtschaftli-
chen Arbeitsproduktivität je Stunde ablesen. Sie unterliegt
sowohl in den USA als auch in Deutschland gewissen
Schwankungen. Ein deutlicher Unterschied wird jedoch er-
kennbar, wenn die Werte ins Verhältnis zur Entwicklung des
Bruttoinlandsprodukts gesetzt werden. Dann zeigt sich, dass
deutsche Unternehmen im Abschwung vorübergehend weni-
ger produktiv arbeiten, weil sie Arbeit mit Blick auf bessere
Zeiten horten. In den USA ist seit Ende der 1990er-Jahre hin-
gegen kein statistischer Zusammenhang zwischen der Ar-
beitsproduktivität je Stunde und der Konjunktur feststellbar.
Interne Flexibilität durch unterschiedliche Arbeitsintensität
spielt in den USA heute kaum eine Rolle. In Deutschland war
sie ein weiteres wichtiges Instrument neben den Anpassun-
gen bei der Arbeitszeit.   �

BESCHÄFTIGUNG

Flexibilität schlägt Hire and Fire
Die US-Wirtschaftsleistung ist in der Weltwirtschaftskrise nur halb so stark zurückgegangen wie die 

deutsche. Trotzdem ist in den USA die Beschäftigung tief eingebrochen. Der Ländervergleich macht

deutlich, wie erfolgreich die Beschäftigungssicherung durch Arbeitszeitverkürzung hierzulande war.

Quartalsdurchschnitte; Quelle: Schaz, Spitznagel 2010 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010 

Kürzere Arbeitszeit, mehr Jobs
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Unterschiedliche Strategien

Gemessen am Bruttoinlandsprodukt

änderten sich 1991 − 2009 ...
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* Quelle: Philipp Schaz und Eugen Spitznagel: Makroökonomische Dynamik

von Arbeitsmärkten. Ein Vergleich interner und externer Flexibilitäten in den
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Die Diskussion um Dumpinglöhne in der Leiharbeitsbranche
fokussiert in der Regel lediglich auf die gezahlten Stunden-
löhne. Diese Perspektive reicht nach Einschätzung von Peter
Schüren jedoch nicht aus.* Der Juraprofessor an der Univer-
sität Münster beschäftigt sich seit Jahren mit der Leihar-
beitsbranche. Dabei richtet er besonderes Augenmerk auf die
Haustarifverträge, die viele Unternehmen mit der Tarifge-

meinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und
Personalserviceagenturen (CGZP) geschlossen haben. Darin
verbinden sie „den niedrigsten am lokalen Markt durchsetz-
baren Lohn mit anderen die Kosten senkenden Komponen-
ten“, zeigt Schürens Auswertung solcher Haustarife. Denn
auch über eine niedrigere Eingruppierung oder eine Auswei-
tung der gesetzlich vorgesehenen Befristungszeiten lässt sich
aus Unternehmenssicht Geld sparen – zum Nachteil der Be-
schäftigten.

Auf den ersten Blick haben sich die Tarifverhältnisse in der
Zeitarbeit zuletzt deutlich angenähert: Mindestens 6,65 Euro
die Stunde im Osten und 7,60 Euro im Westen verdient der-
zeit ein bei einem Leiharbeitsunternehmen Beschäftigter.
 Voraussetzung: Sein Arbeitgeber bezahlt ihn nach dem jüngs-
ten Tarifabschluss zwischen der Tarifgemeinschaft der 
DGB-Gewerkschaften und den beiden großen Leiharbeitge-
ber-Organisationen Bundesverband Zeitarbeit Personal-
Dienstleistungen sowie Interessenverband Deutscher Zeitar-
beitsunternehmen. 6,40 Euro die Stunde in Ostdeutschland
und ebenfalls 7,60 Euro im Westen haben die CGZP sowie
Einzelgewerkschaften des Christlichen Gewerkschaftsbundes
mit dem Arbeitgeberverband Mittelständischer Personal-

dienstleister vereinbart. Damit unterscheiden sich die Ein-
stiegslöhne für Leiharbeiter nur noch im Osten, und auch
dort nicht in einem spektakulären Ausmaß. 

Allerdings hat die CGZP seit der Deregulierung der Leih-
arbeit im Jahr 2003 neben den geltenden Flächentarifverträ-
gen eine Vielzahl an Haustarifverträgen abgeschlossen, stell-
te Arbeitsrechtler Schüren fest. Diese dienten ausschließlich

der zusätzlichen Kostensenkung für die
Unternehmen. Eine andere Funktion sei
nicht erkennbar, sagt der Jurist. Jede Leih-
arbeitsfirma könne die vorhandenen Flä-
chentarifverträge nutzen – auch ohne die
Mitgliedschaft in einem der Arbeitge-
berverbände. Wolle ein Unternehmen hö-
here Löhne als im Flächentarifvertrag
vorgesehen zahlen, könne es übertarif-
liche Zuschläge gewähren. „Deshalb
macht der Abschluss eines Haustarifs mit
der CGZP nur Sinn, wenn das Unter-
nehmen damit Kosten senken oder die
Einsatzmöglichkeiten seiner Leiharbei-
ter optimieren kann.“ 

Die Christen-Tarifgemeinschaft sei
mangels Durchsetzungskraft gar nicht
dazu in der Lage, auch nur einem einzi-
gen Unternehmen in der Branche einen
Haustarif aufzuzwingen. Dazu fehle es
der CGZP beziehungsweise den an ihr
beteiligten Gewerkschaften an Mitglie-

dern. Auch die Taktik, über die Betriebsräte potenzieller Ent-
leihfirmen Druck auf die Verleiher auszuüben, falle wegen der
geringen Mitgliederzahlen aus, analysiert Schüren.

Exemplarisch wertete der Jurist fünf CGZP-Haustarifver-
träge aus, die nach seiner Einschätzung von vielen Verleih-
unternehmen vor allem in Westdeutschland angewendet wer-
den. Er griff dabei auf das Gemeinsame Tarifregister Berlin
und Brandenburg zurück. Allein dieses lokale Register ent-
hielt zum Stand der Erhebung – März 2008 – 53 Tarifverträ-
ge zur Leiharbeit. Der Juraprofessor identifizierte drei Rege-
lungsbereiche, über die Leiharbeitsfirmen ihre Kosten senken
können:

1. Vergütung. Die Stundenlöhne für die im Einsatz bei ei-
nem Entleihbetrieb verbrachte Zeit liegen in den Haustarifen
in der Regel nicht mehr weit unter denen des CGZP-Flä-
chentarifvertrags, so der Arbeitsrechtler. Noch 2010 fand er
zwar einen Haustarifvertrag mit einem Stundenlohn von 5,54
Euro für die niedrigste Entgeltgruppe in Ostdeutschland in ei-
ner Region mit höherer Arbeitslosigkeit. Zumeist bereite der
Verleiher die von ihm angestrebte Kostensenkung jedoch sub-
tiler vor: So werde der im Flächentarif vorgesehene Lohn-
sprung nach sechs Monaten Beschäftigung durch eine Son-

TARIFPOLITIK

Haustarifverträge drücken 
Verdienste von Leiharbeitern
Wie wenig ein Leiharbeiter verdient, lässt sich allein anhand seines Stundenlohns oft nicht ermessen.

Denn viele Leiharbeitsfirmen schrauben über Arbeitszeitregelungen oder verkürzte Kündigungsfristen 

ihre Kosten zusätzlich nach unten.
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Ausweitung der Leiharbeit

Die Zahl der Leiharbeitnehmer betrug ...
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derklausel auf drei Jahre ver-
zögert. Das laufe praktisch auf
einen Ausschluss hinaus, weil
nur eine Minderheit der Leih-
arbeiter so lange beschäftigt
bleibt. Oder die niedrigste
Lohngruppe 1 – Helfer – wer-
de auf alle Anlerntätigkeiten
ausgedehnt.

2. Arbeitszeit. Alle Tarifre-
gelungen sehen laut Schüren
ein hochflexibles Jahresar-
beitszeitsystem vor. Es enthalte
eine recht niedrige „regelmä-
ßige“ Wochenarbeitszeit, zum
Beispiel 35 Stunden. Die tat-
sächlich zu leistende, zu-
schlagsfreie Arbeitszeit kön-
ne jedoch weit darüber liegen.
Dadurch entstehe auf dem Ar-
beitszeitkonto schnell ein hohes Guthaben, das meist allein
nach den Interessen des Arbeitgebers eingesetzt werde. Ab-
gebaut werde es dann oft in verleihfreien Zeiten oder nach
Ausspruch der Kündigung. „Sinn des Kontos ist neben der op-
timalen Orientierung am Bedarf der Entleiher der möglichst
vollständige Ausschluss von bezahlten Nichteinsatzzeiten.“ 

Die Mitbestimmung eines in der Verleihfirma gewählten
Betriebsrats werde zudem ausgehebelt, wenn die Arbeitszeit
komplett tariflich geregelt sei. 

3. Bestandsschutz. Der Bestandsschutz des Kündigungs-
schutzgesetzes nach sechs Monaten Beschäftigung lasse sich
über einen Tarifvertrag nicht verwässern, so der Jurist. „Wer
den richtigen Tarifpartner hat“, der könne sich jedoch von
den gesetzlichen Bestimmungen unabhängig machen: Zu die-
sem Zweck würden „optimal“ verkürzte Kündigungsfristen
für die ersten sechs Monate des Arbeitsverhältnisses mit ei-
ner Ausweitung der sachgrundlosen Befristung kombiniert. 

Der „christliche“ Flächentarif sähe innerhalb der ersten
Wochen und Monate bereits Kündigungsfristen unterhalb der
gesetzlich vorgesehenen zwei Wochen vor. Einige Haustarif-
verträge verrechneten die Zeit nach Ausspruch der Kündi-
gung mit dem Arbeitszeitguthaben und rechneten Urlaub an.
So entstünden für den Arbeitgeber keine zusätzlichen Kosten.

Bei der Befristung nutzten die Haustarife ebenfalls die
Möglichkeit, die gesetzlichen Bestimmungen zum Nachteil
der Arbeitnehmer auszuweiten, stellt der Wissenschaftler
fest. So erhöhten einige Tarifverträge die Zahl der Befristun-
gen und die Höchstbefristungsdauer.

Auch der Kündigungsschutz von Mitgliedern der Wahl-
ausschüsse, gewählten Betriebsräten und Schwangeren sei
über solche Regelungen ausgeschlossen. „Das hat eine be-
trächtliche Disziplinierungs- und Kostensenkungsfunktion.“

Die CGZP erfülle mit Ihren Haustarifverträgen in der Leih-
arbeitsbranche „besondere“ Arbeitgeberwünsche, fasst Schü-

ren seine Auswertung zusammen. Denn
die Haustarife verschlechterten den ge-
setzlichen, aber tariflich abweichend re-
gelbaren Arbeitnehmerschutz noch über
den für die Arbeitgeber bereits günsti-
gen „christlichen“ Flächentarif hinaus.
Welche Gegenleistung die CGZP erhal-
te, sei unklar. „Nur eines ist sicher: Bes-
sere Arbeitsbedingungen für die tarifge-
bundenen Arbeitnehmer sind es nicht.“

Derzeit beschäftigt sich das Bundes-
arbeitsgericht (BAG) damit, ob die CGZP
überhaupt tariffähig ist. Das Arbeits- und
das Landesgericht Berlin haben das in
erster und zweiter Instanz verneint. Das
BAG hat seinen Beschluss für den 14.
Dezember angekündigt.   �

* Quellen: Peter Schüren: Unterbietungs -

konkurrenz in der Leiharbeit – aktueller Stand

und Ausblick, Vortrag auf der WSI-Fachtagung

„Rechtsprobleme der tariflichen Unterbietungs -

konkurrenz“ am 22. Oktober 2010; ders.:

Tarifunfähigkeit der CGZP wegen Missbrauchs

der tariflichen Normsetzungsbefugnis in der

Leiharbeit, in: Arbeit und Recht 7–8/2008

Download unter www.boecklerimpuls.de

Quelle: Holst 2009 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010

Drei Formen der Leiharbeit

Leiharbeiter werden eingesetzt als ...

... Ad-hoc-Ersatz

... für Ausgefallene

... Flexibilitätspuffer

... durch Randbelegschaft

... Strategie

... für minimale Personalkosten

... und interne Konkurrenz

Stammbelegschaft

Leiharbeiter

Festanstellung

Ungleiche Entlohnung

Andere Benachteiligungen

Kantinenbenutzung/Sozialräume

Arbeitsbelastungen/Umgebungseinflüsse

Betriebliche Sozialleistungen

Konflikte mit Stammbeschäftigten

Arbeitszeitkonflikte

9 %

6 %

6 %

9 %

9 %

11 %

26 %

26 %

Umfrage unter 80 Betriebsräten in Betrieben mit hohem Leiharbeiteranteil, Mai 2007, Mehrfachantworten möglich

Quelle: Büro für Sozialforschung Kassel 2007 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010

Hoffnung auf Festanstellung

Probleme und Fragen, die von Leiharbeitnehmern 

an kontaktsuchende Betriebsräte herangetragen werden
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Ein beträchtlicher Anteil der Arbeits-
plätze in Deutschland entfällt auf Mi-
nijobs. Im vergangenen Jahr war jedes
fünfte Beschäftigungsverhältnis ein ge-
ringfügiges, insgesamt 7,19 Millionen Ar-
beitsverträge liefen auf 400-Euro-Basis.
Wie sich dieses große Ar-
beitsmarkt-Seg-
ment über die
Bundesrepublik ver-
teilt, hat der WSI-For-
scher Alexander Herzog-
Stein aufgeschlüsselt.*
Die WSI-Datenbank
„Atypische Be-
schäftigung“ führt
den Anteil der Mini-
jobber an al-
len Beschäf-
tigungsver-
hältnissen für
die einzelnen
Bundeslän-
der, Städte
und Land-
kreise auf.
Dadurch
wird sichtbar,
wo sich die
neben der
Leiharbeit pro-
blematischste Be-
schäftigungs-
form ausbreitet:
Vor allem Betriebe in
der westdeutschen Provinz bieten
Minijobs an, die häufig von Frau-
en besetzt werden. Für die be-
troffenen ist das problematisch,
weil sie kaum Ansprüche auf
soziale Sicherung erwerben
und in aller Regel selbst pro
Stunde nur sehr wenig Geld
verdienen. 81 Prozent der ge-
ringfügig Beschäftigten, die keiner
anderen Erwerbsarbeit nach-
gehen, bekommen laut Statis-
tischem Bundesamt nur einen
Niedriglohn. 

Ost-West. Minijobs sind
„ein typisch westdeutsches
Phänomen“, sagt der Ar-
beitsmarkt-Experte Herzog-Stein. In Westdeutschland gab es
6,28 Millionen Minijobber, im Osten nicht einmal eine Mil-
lion. Sämtliche westdeutschen Bundesländer haben einen hö-

heren Anteil von 400-Euro-Jobs
an allen Beschäftigungs-

verhältnissen als die sechs
ostdeutschen Länder.

Beim Spitzenreiter
Schleswig-Holstein
betrug der Anteil
der Minijobs an al-
len Stellen 23,7
Prozent, in Ost-
deutschland wa-

ren es überall un-
ter 15 Prozent.

Stadt-Land.

Der Anteil der
Minijobber
ist im Westen
besonders in
den Land-

kreisen sehr
hoch. Das
dürfte
laut Her-
zog-Stein

mit daran
liegen, dass

gerade hier viele Paare eine
traditionelle Arbeitsteilung pfle-

gen – der Mann verdient das Geld,
die Frau kümmert sich um die Fami-
lienarbeit und steuert allenfalls ei-

nen Zuverdienst bei. Der WSI-For-
scher nennt einen Hauptgrund

für das Stadt-Land-Gefälle:
Auf dem Land sind Fa-

milie und Beruf meist
schwieriger zu verein-
baren als in den Städ-

ten, was vor allem an
dem meist unzureichenden

Angebot an Kinderbetreuung
liegt. Dennoch nimmt im
Deutschlandvergleich eine Stadt
den Spitzenwert ein: In Del-

menhorst entfallen mehr als 34,3
Prozent aller Arbeitsplätze auf
Minijobs.

Frauen und Männer. Mehr
als jedes vierte Beschäfti-
gungsverhältnis einer West-
Frau ist ein geringfügiges. Im
Landkreis Trier-Saarburg wer-

den gleich 42,2 Prozent aller Frauen-Arbeitsplätze mit maxi-
mal 400 Euro vergütet, so die WSI-Datenbank. Im Unterschied
dazu beläuft sich die Minijob-Quote von Ost-Frauen auf 16,6

ATYPISCHE BESCHÄFTIGUNG

Minijobs: Ländlich, westlich, weiblich
Minijobs sind vor allem in der westdeutschen Provinz weit verbreitet. In manchen Regionen werden vier

von zehn Arbeitsplätze an Frauen auf 400-Euro-Basis vergeben – und das oft zu niedrigen Stundenlöhnen.

Quelle: WSI 2010 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010

Der Anteil der Minijobs an privatrechtlichen 

Beschäftigungsverhältnissen beträgt aktuell ... 

29,5 % bis < 35,0 % 24,0 % bis < 29,5 %

18,5 % bis < 24,0 % 13,0 % bis < 18,5 %

7,5 % bis < 13,0 %
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Prozent, kaum höher als die der Männer. Auffällig ist zudem:
Wo viele Frauen einen Minijob haben, muss das nicht für Män-
ner gelten. Während Frauen vor allem auf dem Land häufig
geringfügig beschäftigt sind, gilt das für Männer eher in den
Städten. Dahinter scheint weniger ein Familienmodell zu ste-
hen als ein unzureichendes Stellenangebot am Arbeitsmarkt.

Ausschließlich Minijob oder Nebenerwerb. 2,26 Millionen
Beschäftigte haben einen Minijob, gehen aber noch einer wei-
teren Arbeit nach. Damit werden 6,5 Prozent aller Beschäfti-
gungsverhältnisse ohne einen sachlichen Grund steuerlich ge-
fördert und von Sozialbeiträgen weitgehend freigestellt, kri-
tisiert Herzog-Stein. Das Gros der 400-Euro-Kräfte aber –

4,93 Millionen Menschen –
bezieht kein anderes Arbeits-
einkommen. Diese geringfü-
gig Beschäftigten sind entwe-
der auf das Einkommen von
anderen Haushaltsangehöri-
gen oder aber auf Arbeitslo-
sengeld II angewiesen. Ihre
Zahl ist selbst in der Krise der
vergangenen beiden Jahre
nochmals gestiegen, ein Über-
gang auf eine Vollzeit- oder
Teilzeitstelle mit mehr Stun-
den gelingt selten. Der WSI-
Experte spricht angesichts von
fast fünf Millionen aus-
schließlich geringfügig Be-
schäftigten von „einer gra-
vierenden Fehlentwick-
lung“am Arbeitsmarkt.   �

* Quelle: Alexander Herzog-Stein

ist Experte für Arbeitszeit und

Zeitarbeit am WSI

Download und Quellendetails:
www.boecklerimpuls.de

an allen 
Beschäftigungs-

verhältnissen

Nebenerwerb

Ausschließlich

Minijobs

Deutschland gesamt

Anteil von ...
an Beschäftigungs-

verhältnissen 
von Männern

an Beschäftigungs-
verhältnissen 
von Frauen

1,64 Mio.

0,96 Mio.1,3 Mio.
2,26 Mio.

4,93 Mio.

7,19 Mio.

3,29 Mio.

4,6 Mio.

2,59 Mio.

6,5 % 7,6 % 5,4 %

14,1 % 19,1 % 9,3 %

20,6 % 26,6 % 14,7 %

Quelle: Herzog-Stein 2010 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010

Ein Fünftel aller Beschäftigten mit Minijob 

Geringfügig beschäftigt arbeiten ...

Beschäftigte insgesamt Frauen Männer

Aus Arbeitsmarktstatistik und Studentenzahlen

lässt sich nicht ableiten, dass bald Ingenieure und

Techniker fehlen werden.

Ein für die nahe Zukunft absehbarer Fachkräftemangel wird
nicht nur häufig beklagt, sondern zuweilen auch recht genau
beziffert. Dabei existiert jedoch kein anerkanntes wissen-
schaftliches Verfahren, mit dem sich auf Basis der vorhande-
nen Statistiken ermitteln lässt, wie viele Maschinenbauer
oder Elektrotechniker der Volkswirtschaft fehlen werden.
Darauf macht Karl Brenke vom Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung in einer Studie aufmerksam.* Die Zahl der
gemeldeten offenen Stellen etwa gebe keinen eindeutigen
Aufschluss darüber, ob in einem Berufszweig Fachleute feh-
len, erläutert Brenke. Offene Stellen entstehen zum Beispiel,
wenn Beschäftigte die Firma wechseln – ohne dass insgesamt
die Beschäftigtenzahl steigt oder Stellen dauerhaft unbesetzt
bleiben. Auch die Zahl potenzieller Bewerber lasse sich an-
hand der Arbeitsmarktstatistik nur sehr grob abschätzen.
Längst nicht alle Kandidaten sind arbeitslos gemeldet, etwa
Berufseinsteiger, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld
haben. Für oder gegen einen beginnenden Fachkräftemangel
gebe es daher allenfalls Indizien, sagt Brenke. 

Der Wissenschaftler fand keine Anzeichen für ein zu knap-
pes Arbeitskräfteangebot – „abgesehen vielleicht von Ärzten

und wenigen Fertigungsberufen“. Dieser Einschätzung liegen
verschiedene Beobachtungen zugrunde:

Die gegenwärtige Lohnentwicklung deutet nicht darauf
hin, dass sich das Angebot an Arbeitskräften verringert.
Wenn ein Gut knapp ist, müsste sein Preis eigentlich steigen.
Aber die Löhne, der Preis der Arbeit, stiegen auch bei angeb-
lich knappen Fachkräften in den vergangenen Jahren kaum. 

Vom Arbeitsmarkt gehen ebenfalls keine Signale aus, die
sich als Vorboten eines Fachkräftemangels interpretieren las-
sen. Die Wirtschaft beschäftigt derzeit weniger Menschen
mit naturwissenschaftlich-technischen Berufen als 2008,
schreibt der Wissenschaftler. Mehr offene Stellen als gemel-
dete Arbeitslose gebe es aktuell lediglich bei Vulkaniseuren,
Elektroinstallateuren, Ärzten und Krankenschwestern. 

Das Ausbildungssystem sorgt zudem in akademischen Be-
rufen für ausreichend Nachwuchs. Seit 2007 ist die Zahl der
Ingenieursstudenten Brenke zufolge „sprunghaft gestiegen“.
Maschinenbau ist heute das zweitbeliebteste Studienfach.
Der Anteil der Ingenieursstellen an allen Arbeitsplätzen hat
in den vergangenen fünf Jahren hingegen kaum zugenom-
men. Etwas anders ist die Lage bei der dualen Berufsausbil-
dung: Die Zahl abgeschlossener Azubi-Verträge in der In-
dustrie ging in jüngster Zeit zurück. Vermutlich bilden die
Unternehmen nicht mehr aus, „weil sie dies wegen eines aus-
reichenden Fachkräfteangebots nicht müssen“, so Brenke.   �

ARBEITSMARKT

Fachkräftemangel ungewiss

* Quelle: Karl Brenke: Fachkräftemangel kurzfristig noch 

nicht in Sicht, DIW-Wochenbericht 46/2010

Download und Quellendetails unter www.boecklerimpuls.de
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� EINKOMMEN: In Deutsch-

land arbeiten über vier Millio-

nen vollzeitbeschäftigte Ar-

beitnehmer im Niedriglohn-

sektor. Damit ist der Anteil der

Geringverdiener in den ver-

gangenen zehn Jahren deut-

lich gestiegen, das geht aus ei-

ner Statistik der Bundesar-

beitsagentur hervor. Arbeite-

ten 1999 noch 16,6 Prozent der

Vollzeitbeschäftigten in West-

deutschland für einen Nied-

riglohn, waren es 2009 bereits

20,2. Im Osten stieg die Quo-

te von 17,9 auf 21,3 Prozent.

Als Niedriglohn gilt ein Ein-

kommen von höchstens zwei

Dritteln des mittleren Lohns in

Deutschland. 2009 lag die

Niedriglohnschwelle bei 1.784

Euro brutto im Monat. 22 Pro-

zent der vollzeitbeschäftigten

Arbeitnehmer im Bundesge-

biet verdienten weniger.

Bundesagentur für Arbeit, Nov. 2010

� GESUNDHEIT: Die Zahl der

Pflegebedürftigen in Deutsch-

land wird in den kommenden

20 Jahren drastisch zuneh-

men. Nach Berechnungen des

Statistischen Bundesamtes

könnten 2030 rund 3,4 Millio-

nen Menschen auf Pflege an-

gewiesen sein – 1,2 Millionen

oder 50 Prozent mehr als 2007.

Ursache des Anstiegs ist die

Alterung der Gesellschaft.

Statistisches Bundesamt, Nov. 2010

� ARBEITSMARKT: Rund die

Hälfte aller Neueinstellungen

im Krisenjahr 2009 gab es laut

dem Institut für Arbeitsmarkt-

und Berufsforschung (IAB) in

Betrieben mit weniger als 50

Beschäftigten. In kleineren Un-

ternehmen ist die Zahl der

Stellenangebote erfahrungs-

gemäß weniger stark von Kon-

junkturschwankungen abhän-

gig, erklären die Forscher.

IAB, Nov. 2010

Der nächste Böckler Impuls erscheint am 15. Dezember bestellen unter www.boecklerimpuls.de
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Staatsschulden 61 %

Renten  57 %

Infl ation 47 %

Arbeitslosigkeit 35 %

4.530 €
(Fach-) Hochschulabschluss

2.324 €
ohne Berufsausbildung

2.719 €
Berufsausbildung
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Tausend

46.300

102.800

66.500
Schweden 39,2 %

Niederlande 28,5 %

Deutschland 23,9 %

50,7 %
23,7 %

14,5 % 11,1 %

mindestens
einmal 

pro Woche

ein- bis 
zweimal pro 
Monat

nieseltener

Baden- 

Württemberg
83,4 78,8

Berlin 82,2 77,2

Nordrhein- 

Westfalen
81,9 76,9

Jahre
20092005

14,4 %

10,8 %

keine 17 %

1 bis 2 Std. / Woche 18 %

½ bis 1 Tag / Woche 22 %

Vollzeit 8 %

So viel Zeit 

wie notwendig
29 %

Auslandsstudium 
immer beliebter

So viele deutsche 
Studierende waren an einer 
ausländischen Hochschule 
eingeschrieben

Statistisches Bundesamt, November 2010

Median der Bruttoeinkommen

Bundesagentur für Arbeit, Nov. 2010

Baden-Württemberger 
leben am längsten

Die Lebenserwartung 
eines Neugeborenen* 
beträgt in ...

Rest: zwischen einem Tag und Vollzeit 

Befragung European Company 

Survey, 2010 

unbefristet abhängig Beschäftigte

Eurofound, November 2010

Bundesagentur für Arbeit, 

November 2010 

1.002 repräsentativ befragte 

Bundesbürger

Forsa für Stern, November 2010

Zeit für Mitbestimmung 
oft knapp

So viel ihrer regulären 
Arbeitszeit dürfen in Europa 
Arbeitnehmervertreter der 
Mitbestimmung widmen

Arbeit statt Feierabend

In ihrer Freizeit gearbeitet 
haben 2010 in Deutschland ...

Mehr ältere 
Langzeitarbeitslose

Von allen erwerbsfähigen 
Hartz-IV-Empfängern waren 
über 55 Jahre

Schwedinnen häufi ger in 
Führungspositionen

Eine Frau als direkte 
Vorgesetzte hatten von 
allen Angestellten in ...

Eurofound, November 2010

*zwischen 2007 und 2009

Statistisches Bundesamt, November 2010 

Hochschulabschluss 
bringt Gehaltssprung 

Ein Vollzeitbeschäftigter 
verdiente 2009 mit ...

Arbeitslosigkeit macht 
derzeit wenig Angst

Die Deutschen 
sorgen sich um ...
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